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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Jens Maier und der Fraktion der AfD 
- Drucksache 19/3238 - 


Förderungen des Bundes durch das „Bündnis für Demokratie und Toleranz - 
gegen Extremismus und Gewalt“ sowie durch das Bundesprogramm 
„Zusammenhalt durch Teilhabe“ 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Im Jahr 2000 wurde das „Bündnis für Demokratie und Toleranz - gegen Extre¬ 
mismus und Gewalt“ (BfDT) gegründet. Die Initiative hierzu ging vom Bun¬ 
desministerium des Innern sowie vom Bundesministerium der Justiz aus. Laut 
der eigenen Darstellung bestehen die Aufgaben des BfDT darin, das zivilgesell¬ 
schaftliche Engagement für Demokratie und Toleranz - gegen Extremismus 
und Gewalt zu sammeln, zu bündeln, zu vernetzen und ihm eine größere Reso¬ 
nanz in der Öffentlichkeit zu verschaffen. Das BfDT sei damit nach seiner Auf¬ 
gabenstellung bundesweiter Ansprechpartner und Impulsgeber der Zivilgesell¬ 
schaft in allen Feldern der praktischen Demokratie- und Toleranzforderung. 
Hierbei erklärt das BfDT, dass es von sich aus oder auf konkrete Nachfrage 
zivilgesellschaftliche Akteure in problematischen Regionen und Themenstel¬ 
lungen unterstütze [...] und den Vemetzungs- und Problemlösungsprozess 
noch für die Anfangsphase begleitet. Eine dauerhafte Beteiligung und Beglei¬ 
tung könne jedoch nicht Aufgabe des bundesweiten Bündnisses sein (www. 
buendnis-toleranz.de/ueberuns/aufgaben-und-ziele/, zuletzt abgerufen am 
6. März 2018). Seit 2011 ist die Geschäftsstelle des BfDT Teil der Bundeszent¬ 
rale für politische Bildung. 

Darüber hinaus unterhält das Bundesministerium des Innern, für Bau und Hei¬ 
mat seit 2010 über die Bundeszentrale für Politische Bildung das Bundespro¬ 
gramm „Zusammenhalt durch Teilhabe“. Auch das Bundesprogramm „Zusam¬ 
menhalt durch Teilhabe“ verfolgt das Ziel, Projekte zur Stärkung demokrati¬ 
scher Teilhabe und gegen Extremismus zu fördern. Es gibt an, die geförderten 
Projekte „sollen präventiv, vor allem im Vorfeld möglicher extremistischer Ge¬ 
fährdungen agieren und die grundlegenden Bedingungen für ein gleichwertiges 
und gewaltfreies Zusammenleben schaffen.“ Das Fördervolumen belaufe sich 
auf 12 Mio. Euro jährlich (!) (www.zusammenhalt-durch-teilhabe.de/ueber- 
uns/141916/ueber-uns, zuletzt abgerufen am 6. März 2018). 

Sollte die schriftliche Beantwortung der Fragen mehr als 14 Tage in Anspruch 
nehmen, so erklären die Fragesteller bereits jetzt ihr Einverständnis zu einer 
Fristverlängerung um weitere 14 Tage. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern, fiir Bau und Heimat 
vom 18. Juli 2018 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich — in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Welche finanziellen Mittel erhielten sächsische Initiativen und Projekte aus 
dem Bundesprogramin „Bündnis für Demokratie und Toleranz - gegen Ex¬ 
tremismus und Gewalt“ in den Jahren 2014 bis 2018 (bitte nach Jahr, Pro¬ 
jektträger, Vorhaben, Förderdauer sowie nach beantragten, genehmigten und 
ausgezahlten Summen unterteilen)? 

Auf die beigefügte Anlage 1 wird verwiesen. 


2. Gegen welche Form von Extremismus (Rechtsextremismus/Linksextremis- 
mus/Islamismus/sonstiges) haben sich die hierbei geforderten sächsischen 
Initiativen in den Jahren 2014 bis 2018 gerichtet (bitte prozentual unterteilen, 
wogegen sich die insgesamt geforderten Initiativen (vorrangig) gerichtet ha¬ 
ben und wie hoch die Vergabe von Geldern an Initiativen bezogen auf deren 
Engagement gegen die verschiedenen Extremismuserscheinungen spezifisch 
war)? 

Das Bündnis für Demokratie und Toleranz - gegen Extremismus und Gewalt 
(BfDT) hat zur Aufgabe, dem zivilgesellschaftlichen Engagement für Demokratie 
und Toleranz eine größere Resonanz in der Öffentlichkeit zu verschaffen und 
möglichst viele Mitbürgerinnen und Mitbürger zum Einsatz für unsere Demokra¬ 
tie zu ermutigen und anzuregen („Best-Practice-Gedanke“). Dabei handelt es sich 
um einen primärpräventiven Ansatz zur Stärkung des demokratischen Handelns 
von Bürgerinnen und Bürgern, der keinem Phänomenbereich des Extremismus 
spezifisch zugeordnet werden kann. Folglich ist auch eine direkte thematische 
Zuordnung der Fördermittel nicht möglich. 


3. Welche Summen wurden darüber hinaus vom „Bündnis für Demokratie und 
Toleranz - gegen Extremismus und Gewalt“ zusätzlich an den Freistaat 
Sachsen oder an sächsische Kommunen zur Unterstützung von Landes- und 
Kommunalprojekten ausgezahlt (bitte nach Jahr, Vorhaben sowie nach be¬ 
antragten, genehmigten und ausgezahlten Summen unterteilen)? 

Es wurden keine Mittel an den Freistaat Sachsen oder an sächsische Kommunen 
zur Unterstützung von Landes- und Kommunalprojekten ausgezahlt. 


4. Wie hoch beläuft sich das Gesamtvolumen an ausgezahlten Mitteln des 
„Bündnisses für Demokratie und Toleranz - gegen Extremismus und Ge¬ 
walt“ in den Jahren 2014 bis 2017, und wie hoch ist nach Kenntnis der Bun¬ 
desregierung der Anteil aus EU-Mitteln? 

In den Haushaltsjahren 2014 bis 2017 belief sich das Gesamtvolumen der ausge¬ 
zahlten Mittel auf insgesamt 999.446,92 Euro. EU-Mittel sind in dieser Summe 
nicht enthalten. 


5. Welche finanziellen Mittel erhielten sächsische Initiativen und Projekte aus 
dem Bundesprogramm „Zusammenhalt durch Teilhabe“ in den Jahren 2015 
bis 2018 (bitte nach Jahr, Projektträger, Vorhaben, Förderdauer sowie nach 
beantragten, genehmigten und ausgezahlten Summen unterteilen)? 

Auf die beigefügte Anlage 2 wird verwiesen. 
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6. Gegen welche Form von Extremismus (Rechtsextremismus/Linksextremis- 
mus/Islamismus/sonstiges) haben sich die durch das Bundesprogramm „Zu¬ 
sammenhalt durch Teilhabe“ geforderten sächsischen Initiativen in den Jah¬ 
ren 2014 bis 2018 gerichtet (bitte prozentual unterteilen, wogegen sich die 
insgesamt geförderten Initiativen (vorrangig) gerichtet haben und wie hoch 
die Vergabe von Geldern an Initiativen bezogen auf deren Engagement ge¬ 
gen die verschiedenen Extremismuserscheinungen spezifisch war)? 

Es handelt sich somit um einen primärpräventiven Ansatz zur Stärkung des de¬ 
mokratischen Handelns von Bürgerinnen und Bürgern, der mithin keinem Phäno¬ 
menbereich des Extremismus spezifisch zugeordnet werden kann. Das gesamte 
Bundesprogramm wie auch die Arbeit der in Anlage 2 genannten Projekte sind 
phänomenübergreifend ausgestaltet. Folglich ist auch eine direkte thematische 
Zuordnung der Fördermittel nicht möglich. 


7. Welche Summen wurden darüber hinaus vom Bundesprogramm „Zusam¬ 
menhalt durch Teilhabe“ zusätzlich an den Freistaat Sachsen oder an sächsi¬ 
sche Kommunen zur Unterstützung von Landes- und Kommunalprojekten 
ausgezahlt (bitte nach Jahr, Vorhaben sowie nach beantragten, genehmigten 
und ausgezahlten Summen unterteilen)? 

Es wurden keine weiteren Mittel an den Freistaat Sachsen oder an sächsische 
Kommunen zur Unterstützung von Landes- und Kommunalprojekten ausgezahlt. 


8. Wie hoch beläuft sich das Gesamtvolumen an ausgezahlten Mitteln des Bun¬ 
desprogramms „Zusammenhalt durch Teilhabe“ in den Jahren 2014 bis 
2017, und wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil aus 
EU-Mitteln? 

In den Haushaltsjahren 2014 bis 2017 belief sich das Gesamtvolumen der ausge¬ 
zahlten Mittel des Bundesprogramms Zusammenhalt durch Teilhabe auf insge¬ 
samt 30.524.461,87 Euro. EU-Mittel sind in dieser Summe nicht enthalten. 


9. Welche Kontrollmechanismen sind vorgesehen, um zu verhindern, dass Ver¬ 
einigungen oder einzelne Personen, die durch das „Bündnis für Demokratie 
und Toleranz - gegen Extremismus und Gewalt“ oder durch das Programm 
„Zusammenhalt durch Teilhabe“ finanziell gefordert werden, sich ihrerseits 
rechtswidrig oder extremistisch betätigt haben bzw. betätigen? 

10. Welches Verfahren ist nach Auffassung der Bundesregierung vorgesehen, 
wenn nach der Vergabe von Fördermitteln durch das „Bündnis für Demo¬ 
kratie und Toleranz - gegen Extremismus und Gewalt“ oder durch das Bun¬ 
desprogramm „Zusammenhalt durch Teilhabe“ festgestellt wird, dass die ge¬ 
förderten Vereinigungen oder einzelne Personen sich ihrerseits rechtswidrig 
oder extremistisch betätigt haben bzw. betätigen? 

Die Fragen 9 und 10 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be¬ 
antwortet. 

Auf die Antwort der Bundesregierung zu den Fragen 3 und 9 der Kleinen Anfrage 
der Fraktion der FDP, „Kontrolle und Durchsetzung der Förderrichtlinien bei 
Bundesprogrammen zur Extremismusprävention“, auf Bundestagsdrucksache 
19/1760 wird verwiesen. 

Im Übrigen wurde für die Jahre 2014 bis 2017 neben der Prüfung der fachlichen 
Voraussetzungen seitens der BfDT-Geschäftsstelle zusätzlich eine Onlinerecher¬ 
che zu möglicher extremistischer Gesinnung, strafrechtlichem Hintergrund sowie 
sonstigen Auffälligkeiten bzw. Unregelmäßigkeiten durchgeführt. 
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Bei Vorliegen eines konkreten Verdachtsfalls bei potentiellen Zuwendungsemp- 
fangem hinsichtlich extremistischer Bestrebungen erfolgt zudem eine Auswer¬ 
tung der zugänglichen Erkenntnismöglichkeiten - z. B. jährliche Verfassungs¬ 
schutzberichte des Bundes und der Länder. 

Im bislang in der Praxis des BfDT nicht eingetretenen Fall einer rechtswidrigen 
oder extremistischen Betätigung einer mit einer Zuwendung geforderten Vereini¬ 
gung käme ferner eine Anwendung der Vorschriften gemäß Nummer 8 (insbe¬ 
sondere 8.2.1.) der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Pro¬ 
jektforderung (ANBest-P - Anlage 2 zur W Nummer 5.1. zu § 44 der Bundes¬ 
haushaltsordnung [BHO]) in Verbindung mit den Vorschriften zum Widerruf ei¬ 
nes rechtmäßigen Verwaltungsaktes nach § 49 Absatz 3 Nummer 2 des Verwal¬ 
tungsverfahrensgesetzes (VwVfG) in Betracht. Die ANBest-P ist Bestandteil der 
Anlagen zu jedem Zuwendungsbescheid. 
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Anlage 1 


Projektträger 

Vorhaben 

Förderdauer 

Jahr 

beantragt 

genehmigt 

ausgezahlt 

BfDT: Förder- 
verein toleran¬ 
tes Sachsen 

Zivilgesellschaftliches 
Engagement in ländli¬ 
chen Regionen in Sach¬ 
sen fördern und stärken: 
Umsetzung von bis zu 3 
regionalen Veranstal¬ 
tungen 

1. November 2016 

2016 

Förderung 
allg. ange¬ 
fragt 

900 € 

900 € 


Anlage 2 


Lfd. 

Num¬ 

mer 

Zuwendungsempfänger 

ZdT-Vorhaben 

Förderdauer 

1 

Diakonie Sachsen e. V. 

ADELE - Aktiv Demokratie leben - Fort¬ 
bildungsreihe der Diakonie Sachsen 

01.03.2013 - 
31.05.2015 

2 

AWO Landesverband Sachsen e. V. 

Mitwirkung - Gesellschaft gestalten 
durch Engagement und Beteiligung 

01.07.2013 - 
30.06.2015 

3 

Johanniter-Unfall-Flilfe e. V. 

Hilfe für Helfer 

01.07.2013 - 
30.06.2015 

4 

Netzwerk für Demokratie und Courage e. V. 

Den Wandel gestalten - begleitende Maß¬ 
nahmen für Veränderungsprozesse 

01.07.2014 - 
30.06.2016 

5 

Aktion Zivilcourage e. V. 

Kompetente Kommune 

01.09.2014 - 
31.12.2016 

6 

Courage - Werkstatt für demokratische Bil¬ 
dungsarbeit e. V. 

Demokratisch, kompetent vor Ort 

01.01.2015 - 
28.02.2017 

7 

Netzwerk flir Demokratie und Courage e. V. 

IMPLEMENIA-Implementation Bera¬ 
tungssystem 

01.08.2016 - 
28.02.2017 

8 

Aktion Zivilcourage e. V. 

Gemeinsam stark für Demokratie 

01.01.2015 - 
31.12.2016 

9 

Landesfeuerwehrverband Sachsen 

Handeln, bevor es brennt 

01.01.2015 - 
31.12.2016 

10 

Diakonie Sachsen 

Demokratie gewinnt! Demokratiestifter in 
Sachsen 

01.03.2015- 

31.12.2016 

11 

Landessportbund Sachsen 

Im Sport verein(t) für Demokratie 

01.01.2015 - 
31.12.2016 

12 

DRK LV Sachsen 

Mitmischen 

01.01.2015 - 
31.12.2016 

13 

Johanniter Unfallhilfe 

Hilfe für Helfer 

01.07.2015 - 
31.12.2016 

14 

AWO LV Sachsen 

Mitwirkung - Gesellschaft gestalten 
durch Engagement und Beteiligung 

01.07.2015- 

31.12.2016 
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Lfd. 

Num¬ 

mer 

Zuwendungsempfänger 

ZdT-Vorhaben 

Förderdauer 

15 

Regionale Arbeitsstellen flir Bildung, Integra¬ 
tion und Demokratie (RAA) Sachsen e. V. 

OFFEN - Organisation von Fortbildungen 
in der Feuerwehr Sachsen für Engage¬ 
ment und Neuausrichtung 

01.07.2016- 

31.07.2018 

16 

DRK Bildungswerk Sachsen gGmbH 

Interkulturelle Öffnung des Deutschen 
Roten Kreuzes in Sachsen und Qualifizie¬ 
rung der Mitarbeiterinnen 

01.01.2017- 

31.12.2018 

17 

Courage - Werkstatt für demokratische Bil¬ 
dungsarbeit e. V. 

Tolerant - Hilfsbereit - Weltoffen 

01.07.2016- 

31.07.2018 

18 

Netzwerk für Demokratie und Courage e. V. 

Effect - Wirkung erzielen 

01.01.2017- 

31.12.2017 

19 

Netzwerk flir Demokratie und Courage e. V. 

Unterstützung des Qualifizierungs- und 
Qualitätsmanagements im Bundespro¬ 
gramm Zusammenhalt durch Teilhabe 

01.02.2018- 

31.12.2018 

20 

Landessportbund Sachsen e. V. 

Im Sport verein(t) für Demokratie 

01.01.2017- 

31.12.2019 

21 

AWO Landesverband Sachsen e. V. 

Mitwirkung - Gesellschaft gestalten 
durch Engagement und Beteiligung 

01.01.2017- 

31.12.2019 

22 

DRK Landesverband Sachsen e. V. 

Mitmischen - Stärkung der demokrati¬ 
schen Praxis im Flaupt- und Ehrenamt des 
DRK Sachsen 

01.01.2017- 

31.12.2019 

23 

Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. 

Hilfe flir Flelfer - Verantwortung gestal¬ 
ten. Demokratie stärken 

01.04.2017- 

31.12.2019 

24 

Aktion Zivilcourage e. V. 

Gemeinsam stark flir Demokratie 

01.01.2017- 

31.12.2019 

25 

Landesfeuerwehrverband Sachsen e. V. 

Flandeln, bevor es brennt! 

01.01.2017- 

31.12.2019 
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